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I. Berichtszeitraum 
 
Nachdem die Jahre 2004 und 2005 von vier Wahlkämpfen in 15 Monaten ge-
kennzeichnet waren, bestimmte die Arbeit der nordrhein-westfälischen FDP im 
Jahr 2006 und im Berichtsjahr 2007 die Konsolidierung der organisatorischen 
und inhaltlichen Arbeit in Begleitung der Reformen der CDU/FDP-Landesregie-
rung für „Das neue NRW“.  
 

Zentrale Veranstaltungen waren der Neujahrsempfang im Januar in Düsseldorf, 
ein sozialpolitischer Kongress im April in Düsseldorf, der Landesparteitag im 
April in Hamm, die Feier zum 60-jährigen Bestehen der Landespartei im August 
in Düsseldorf, der Neumitglieder- und Interessentenkongress im September in 
Düsseldorf und der Landeshauptausschuss im Oktober in Kamen.  
 

Der im Jahr 2003 eingeführte Liberale Sommer als Bündelung öffentlichkeitswirksamer Aktivitäten der Un-
tergliederungen hat sich fast zum Selbstläufer entwickelt. Im Jahr 2007 fanden im entsprechenden Zeitraum 
nach den Sommerferien wieder zahlreiche Veranstaltungen statt, die der Landesgeschäftsstelle gemeldet 
wurden. Von hier werden insbesondere die möglichen Aktivitäten der Mandatsträger angeboten. 
 

Ende des Jahres 2006 hatte der Landesvorstand in Absprache mit den Bezirksverbänden einen Beschluss 
zum Arbeitsprogramm 2007 gefasst, das es im Berichtsjahr umzusetzen galt. Zentraler Punkt dabei war die 
Erarbeitung einer Neumitgliederkampagne, um auch in wahlkampflosen Zeiten die Gewinnung neuer Mit-
glieder zu forcieren. 
 

Zum Landesparteitag wurde diese Kampagne, die dem Prinzip „Mitglieder werben Mitglieder“ folgt, unter 
dem Motto „Neue Freunde für die Freiheit“ gestartet. Es wurden Plakate, Informationsmappen und Folder mit 
Aufnahmeanträgen angeboten und Preise für Werber und Neumitglieder sowie bei der Neumitgliederwer-
bung erfolgreichste Untergliederungen ausgelobt. 
 

Die Landesgeschäftsstelle verstärkte die Maßnahmen, um den Einstieg in die Politik für neue Mitglieder zu 
erleichtern. Neben dem Neumitglieder- und Interessentenkongress, der zum zweiten Mal stattfand und die 
inhaltliche und organisatorische Vielfalt der liberalen Familie aufzeigte, wurde eine Broschüre mit Mitwir-
kungsmöglichkeiten aufgelegt. Zu landesweiten Veranstaltungen wurden verstärkt Neumitglieder eingeladen. 
 

Die Mitgliederzahlen konnten mit knapp 15.800 Mitgliedern fast auf Vorjahresniveau gehalten werden. Dabei 
fanden über 850 neue Mitglieder den Weg zur FDP. Bei den Untergliederungen waren der Bezirksverband 
Ostwestfalen-Lippe, der Kreisverband Herne und der Ortsverband Attendorn mit den relativ höchsten Mit-
gliederzuwächsen am erfolgreichsten. 
 

Im Berichtszeitraum wurde unter dem Motto „Vielfalt statt Einfalt“ eine Kampagne gegen das Einheitsschul-
modell von SPD und Grünen aufgelegt, um die schulpolitischen Strukturdebatten vor Ort argumentativ zu un-
terstützen und durch Kampagnematerial zu unterlegen. Entsprechendes Kampagnematerial wurde den Un-
tergliederungen zur Verfügung gestellt. 
 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit wurden die Medien über die politische Arbeit des Landesverbandes und 
der Gremien informiert. Zur Information der Mitglieder wurde die Zeitschrift liberal.nrw vier Mal herausgege-
ben. Das Internet spielt bei der Kommunikation eine immer größere Rolle. Somit wird dieser Bereich weiter 
ausgebaut. Ein wöchentlicher Newsletter informierte knapp 5.000 Abonnenten per e-Mail. 
 

2006 waren die Landesfachausschüsse neu konstituiert worden. 18 Fachausschüsse bilden das program-
matische Rückgrat des Landesverbandes (siehe V.), beraten den Landesvorstand und die Landtagsfraktion 
in inhaltlichen Fragen und bringen Anträge in die Gremien ein. Die Landesgeschäftsstelle leistete hier auch 
im Berichtszeitraum den Sitzungsdienst (Einladungen, Protokolle, Vorlagen, Beschlüsse...). 
 

Entsprechend der Maßnahmen für eine Attraktivierung der Mitgliedschaft in der FDP beschloss der Landes-
vorstand bereits im Vorjahr, die Fachausschüsse für interessierte Mitglieder unabhängig einer Entsendung 
durch einen Bezirks- bzw. Kreisverband zu öffnen. So haben Mitglieder die Möglichkeit, sich in politischen 
Themenbereichen zu engagieren, für die ihre Untergliederungen vor Ort keine adäquaten Angebote bieten. 
 

Zum Jahresbeginn trat ein neues Landesschiedsgericht seine Amtszeit an. Die Landesgeschäftsstelle ist für 
dieses auch Geschäftsstelle. Im Jahre 2007 wurde das Landesschiedsgericht in 68 Verfahren angerufen. 
Aus dem Jahre 2006 waren 12 der 69 Verfahren als nicht erledigte übernommen worden. Von den somit ins-
gesamt 80 Verfahren wurden 74 erledigt. 
 

Der Landessatzungsausschuss hatte bereits im Vorjahr seine Arbeit zur Satzungsreform aufgenommen. Mit 
der Verabschiedung einer neuen Landessatzung, Landesgeschäftsordnung und Finanz- und Beitragsord-
nung beim Landesparteitag und der Rahmensatzungen für Orts-, Kreis- und Bezirksverbände beim Landes-
hauptausschuss wurde diese Aufgabe erfolgreich abgeschlossen. 
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Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Landesgeschäftsstelle in Düsseldorf und in den Bezirken sind das 
„Dienstleistungsunternehmen“ für die ehrenamtlich tätigen Parteifreundinnen und -freunde vor Ort, Bürgerin-
nen und Bürger sowie Verbands- und Pressevertreterinnen und -vertreter in organisatorischen, inhaltlichen 
und rechtlichen Fragen, die schriftlich, telefonisch und elektronisch an sie gerichtet werden. 
 

Der langjährige Außendienstmitarbeiter für den Bezirk Düsseldorf Klaus Diederichs schied zum 31.3. aus. 
Nachfolgerin wurde Juliane Schlienkamp. Franziska Pagel, im Wolfgang-Döring-Haus verantwortlich für die 
Kampagneplanung und Organisation, ging im April in den Mutterschutz und wurde durch Thorsten Anders 
ersetzt. Zahlreichen Praktikantinnen und Praktikanten wurde der Einblick in die Arbeit ermöglicht. 
 

Allen, die im Jahr 2007 den Landesverband und die Landesgeschäftsstelle bei den zu bewältigenden Aufga-
ben unterstützt haben, gilt mein besonderer Dank. Ich freue mich auf eine weiterhin gute Zusammenarbeit 
und bin mir sicher, dass wir gemeinsam die vor uns liegenden Herausforderungen meistern: „Das neue 
NRW“ zieht an! 
 

 
 
 
Ralph Sterck - Hauptgeschäftsführer 
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II. Organe der Partei
 
1. Landesparteitage 

Der 60. Ordentliche Landesparteitag der nordrhein-westfälischen FDP fand am 21. April 2007 in 
Hamm unter dem Motto „Freiheit, Fairness, Fortschritt“ statt. Im Fokus standen die Reden des Lan-
desvorsitzenden Prof. Dr. Andreas Pinkwart und des Vorsitzenden der FDP-Landtagsfraktion Dr. Ger-
hard Papke MdL zur politischen Lage sowie die Beratung des Leitantrages „Mehr Freiheit, mehr 
Chancen – Liberaler ist sozialer“. Es wurden zahlreiche Anträge verabschiedet (siehe Anlage 2). 

 
2. Landeshauptausschuss 

Am 20. Oktober 2007 fand in Kamen der Landeshauptausschuss statt. Ihm oblagen hauptsächlich die 
Beratung der vom Landesparteitag an ihn verwiesenen Anträge (siehe Anlage 2) sowie die Verab-
schiedung der Rahmensatzungen für Orts-, Kreis- und Bezirksverbände. Des Weiteren zog dieser soge-
nannte „kleine Parteitag“ eine positive Zwischenbilanz zur Arbeit der schwarz-gelben Landesregierung. 

 
3. Landesvorstand 

 

3.1 Zusammensetzung 
Der Vorstand setzt sich seit der Neuwahl am 29. April 2006 wie folgt zusammen: 
 

Geschäftsführender Landesvorstand (GLV)
Prof. Dr. Andreas Pinkwart Landesvorsitzender 
Angela Freimuth MdL  Stellvertretende Landesvorsitzende 
Gisela Piltz MdB   Stellvertretende Landesvorsitzende  
Paul K. Friedhoff MdB  Landesschatzmeister 
Christian Lindner MdL  Generalsekretär 
Dr. Gerhard Papke MdL  Fraktionsvorsitzender im Landtag NRW  
Dr. Ingo Wolf MdL   Innenminister NRW  
 

Beisitzer
Kai Abruszat   Ulrike Flach MdB   Dr. Robert Orth MdL 
Felix Becker    Marcel Hafke   Detlef Parr MdB 
Wolf Braun    Georg Helg    Christof Rasche MdL 
Dietmar Brockes MdL  Reinhard Houben   Dr. Andreas Reichel 
Helga Daub    Dr. Werner Hoyer MdB  Mathias Richter 
Bijan Djir Sarai   Gudrun Kopp MdB   Dr. Stefan Romberg MdL 
Holger Ellerbrock MdL  Bernd Kuckels   Frank Schäffler MdB 
Horst Engel MdL   Alexander Graf Lambsdorff MdEP Joachim Stamp 
Jörg van Essen MdB  Jürgen Mußmann   Ralf Witzel MdL 
 

Mitglieder des Bundesvorstandes
Alexander Alvaro MdEP  Hans-Dietrich Genscher  Johannes Vogel 
Daniel Bahr MdB   Dr. Otto Graf Lambsdorff  Dr. Guido Westerwelle MdB 
 

Kooptierte Mitglieder 
Karl-Peter Brendel   Bernd Passmann   Hans-Hermann Stein 
Jochen Dürrmann   Stephen Paul   Michael Stückradt 
Axel Hoffmann   Susanne Schaperdot  Marianne Thomann-Stahl 
Thomas Nückel   Jan Söffing    Hagen Tschoeltsch 
 

Ständige Gäste 
Joachim Hoffmann   Wibke Op den Akker  Manfred Todtenhausen (ab 02/07) 
Nils Klagge    Judith Pirscher   Ralf Wegener (bis 01/07) 
Axel Müller    Jan Schiller    André Zimmermann 
Günter Münzberger  Holger Schlienkamp 
 

Landesgeschäftsstelle
Thorsten Anders (ab 03/07) Marco Mendorf   Ralph Sterck 
Christoph Dammermann (ab 10/07) Franziska Pagel (bis 03/07) 
 

 3.2 Aufgabenverteilung 
Die Aufgabenverteilung im geschäftsführenden Landesvorstand wurde wie folgt festgelegt: 

   

  Personal    Prof. Dr. Andreas Pinkwart / Paul K. Friedhoff MdB 
Finanzen    Paul K. Friedhoff MdB 

  Öffentlichkeitsarbeit  Prof. Dr. Andreas Pinkwart / Christian Lindner MdL 
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  LFA, Vorfeld    Angela Freimuth MdL / Christian Lindner MdL 
  VLK     Gisela Piltz MdB 
  Innovativkreis   Prof. Dr. Andreas Pinkwart / Christian Lindner MdL 
  Landtagsfraktion   Dr. Gerhard Papke MdL 
  Verbände    Paul K. Friedhoff MdB / Christian Lindner MdL 

 

3.3 Beratungsgegenstände
 Der Landesvorstand traf sich in 2007 zu 10 Sitzungen. Im Januar tagte er bei der Handwerks-

kammer NRW, im Februar gemeinsam mit der Landtagsfraktion und im Oktober als Kreisvorsit-
zendenrunde. Er befasste sich u.a. mit der jeweils aktuellen politischen Lage, der Einsetzung 
einer Programmkommission zur Sozialpolitik und der Vor- und Nachbereitung des Sozialkon-
gresses, dem Jahresabschluss 2006 sowie dem Haushaltsplan und -vollzug 2007, Mitglieder-
angelegenheiten wie Ausnahmegenehmigungen für Mitgliedschaften in Untergliederungen ab-
weichend vom Wohnortprinzip, der Beratung von an ihn verwiesenen und neu eingebrachten 
Anträgen (siehe Anlage 2), der Bestätigung der Vorsitzendenwahlen der Landesfachausschüs-
se, Leitanträgen zum Landesparteitag, Veranstaltungsangeboten der Vorfeldorganisationen, die 
Reform des Landessatzungswerks und der Rahmensatzungen für Untergliederungen, dem Be-
richt der Kassenprüfer, die Vorbereitung des Landesparteitages, Terminangelegenheiten, der 
Vorbereitung des Bundesparteitages, des Landeshauptausschusses, des Liberalen Sommers, 
des Neumitglieder- und Interessentenkongresses und der 60-Jahrfeier, Delegierten für LI und 
ELDR, dem Sachstandbericht zur Umsetzung der ‚Liberalen Perspektive 2010’, strategischen 
Herausforderungen des Wahljahres 2009, der Wahl der NRW-Delegierten für Bundesfachaus-
schüsse und Kommissionen sowie der Zusammensetzung der Arbeitsgruppe Integration. 

 
4. Landessatzungsausschuss 
 

 4.1 Zusammensetzung 
Der Landessatzungsausschuss wurde mit Beschluss des Landesvorstandes vom 14. August 
2006 neu konstituiert. 

 

  Helmut von Richter  Vorsitzender 
  Christoph Dammermann  Stellv. Vorsitzender 
  Peter L. Engelmann   Mitglied 
  Joachim Heitmann   Mitglied 

 Axel Hoffmann   Mitglied 
  Jürgen Krumland   Mitglied 
  Susanne Schaperdot  Mitglied 
 

 4.2 Beratungsgegenstände 
Der Landessatzungsausschuss hat in 2007 fünf Mal getagt. Dabei war zunächst die Reform der 
Landessatzung, der Landesgeschäftsordnung und der Finanz- und Beitragsordnung Schwer-
punktthema, das mit einem entsprechenden Beschluss des Landesparteitages abgeschlossen 
wurde. In drei weiteren Sitzungen ging es um eine Neufassung der Rahmensatzungen für Orts-, 
Kreis- und Bezirksverbände, die mit einem entsprechenden Beschluss des Landeshauptaus-
schusses abgeschlossen wurde. Daneben wurden die Zusammensetzung der Landesvertreter-
versammlung, Parteiausschlussverfahren für unbekannt verzogene Parteimitglieder, die NRW-
Vertreter im Bundessatzungsausschuss, die NRW-Änderung zur Bundessatzung und die Zuläs-
sigkeit von Änderungsanträgen zu Satzungsänderungsanträgen beraten. 

 
5. Landesschiedsgericht 
 

  5.1 Zusammensetzung 
Aufgrund der Neuwahlen auf dem 59. ordentlichen LPT 2006 in Wuppertal setzt sich in der 
Amtszeit vom 01.01.2007 bis zum 31.12.2010 das Landesschiedsgericht wie folgt zusammen: 

 

  Johannes Nüsse   Präsident 
Dr. Bernhard Piltz   Beisitzer und Vertreter des Präsidenten 
Dr. Burkhard Koch   Beisitzer 
Wolfgang Krüger   Stellvertretender Beisitzer 
Dr. Rolf Derpa   Stellvertretender Beisitzer 

 

 5.2. Beratungsgegenstände
Im Jahre 2007 wurde das Landesschiedsgericht 68 Mal angerufen. Aus dem Jahre 2006 waren 
12 der 69 Verfahren übernommen worden. Von den somit insgesamt 80 Verfahren wurden 74 
erledigt, davon 45 durch Vorbescheid (Parteiausschluss wegen Nichtzahlung der Beiträge), 15 
durch Beschluss, 6 durch Antragsrücknahme, 8 durch anderweitige Erledigungen. 
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III. Landesgeschäftsstelle 
 
Im Berichtsjahr gab es unter der Gesamtverantwortung des Hauptgeschäftsführers folgende Bereiche: 
 

- Finanzen und Verwaltung
Die Aufgaben wurden durch den Hauptgeschäftsführer Ralph Sterck, LiPS und Christian Kammler 
wahrgenommen. Für den Sitzungsdienst und das Schiedsgericht war Birgit Bender zuständig. 
 

- Organisation und Kampagnenmanagement
Alle Organisationsfragen lagen in der Hand von Franziska Pagel, nachdem diese in Mutterschutz ge-
gangen war bei Thorsten Anders. Für die Landesfachausschüsse zeichnete Marianne Schröder ver-
antwortlich. 

 

- Kommunikation
Die interne und externe Kommunikation des Landesverbandes wurde von Pressesprecher Marco 
Mendorf verantwortet. 
 

- Kommunalpolitik
Die Arbeiten des Referates für Kommunalpolitik und alle anderen Arbeiten zu kommunalpolitischen 
Fragen werden durch die VLK geleistet. 

 
1. Finanzen und Verwaltung 
 

 Aufgaben 
Finanzwesen

   - Haushaltsplanung, Haushaltskontrolle 
   - Finanzbuchhaltung 
   - Kassenführung 
  Personalwesen
   - Personalverwaltung 
   - Personalbuchhaltung 
  Prüfungswesen
   - Prüfung der Buchführung des Landesverbandes 
     durch Wirtschaftsprüfer und Rechnungsprüfer 
  Verwaltung
   - Versicherungen 
   - Hausverwaltung 
  Satzungswesen
   - Geschäftsstelle des Landessatzungsausschusses 
   - Beratung in satzungsrechtlichen Angelegenheiten 
   - Verbindung zum Bundessatzungsausschuss 
  Sitzungsdienst 
   - Landesparteitag, Landeshauptausschuss, Landeswahlversammlung 
   - Landesvorstand, Geschäftsführender Landesvorstand 
  Schiedsgericht
   - Geschäftsstelle des Landesschiedsgerichts 
   - Beratung in schiedsgerichtlichen Angelegenheiten 

- Verbindung zum Bundesschiedsgericht 
 

 Finanzwesen
Am 8. Januar 2007 beschloss der Landesvorstand den Jahresabschluss 2006 und den Haushalt 2007. 
Bereits 2003 war die Buchhaltung im Rahmen der Zentralisierung der Buchhaltung an den Liberalen 
Parteiservice (LiPS) in Bonn gegangen. Dadurch hat der Landesverband eine erhebliche Arbeitsentlas-
tung und höhere Sicherheit erreicht. Eine integrierte Kostenstellenrechnung ermöglicht die Haushalts-
planung und Haushaltskontrolle. 

 

 Prüfungswesen
Im April 2007 erstellte LiPS einen vorläufigen Rechenschaftsbericht, der von den Rechnungsprüfern 
Klaus Burkhardt und Richard Rausch im Rahmen der Haushalts- und Buchführungsprüfung des Ge-
schäftsjahres 2006 geprüft wurde. Dabei wurden die Ordnungsmäßigkeit der Buch- und Kassenfüh-
rung ohne Einschränkung bestätigt sowie die Sparsamkeit der Haushaltsführung attestiert. Der Re-
chenschaftsbericht wurde inzwischen über die Bundespartei von einem Wirtschaftprüfer geprüft. 

 

 Verwaltung 
Der Bereich umfasste die verwaltungsmäßige Bearbeitung aller Vorgänge und Tätigkeiten, die die in-
nere Organisation erfordert. Alle wirtschaftlich und steuerlich relevanten Vorgänge wurden in diesem 
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Bereich über die landesverbandseigene Liberale Wirtschafts-Dienstleistungs GmbH (LWD) abgewi-
ckelt. Der Grundbesitz des Landesverbandes, zu dem die Grundstücke Sternstraße 44 und Kapell-
straße 27 in Düsseldorf gehören, wurde durch die LWD verwaltet. 

 

 Satzungswesen
Eindeutiger Schwerpunkt bei der Bearbeitung satzungsrechtlicher Fragen waren Problemstellungen, 
die sich auf die Ausgestaltung der Rahmensatzungen der Gliederungen bezogen. Alle Anfragen konn-
ten – auch unter Mithilfe von LiPS – schriftlich oder telefonisch beantwortet werden.  

 
2. Organisations- und Kampagnenmanagement 
 

Aufgaben 
- Konzeption, Organisation und Technik von Veranstaltungen und Events 

  - Referentenvermittlung/Rednereinsatz 
- Entwicklung, Produktion und Versand von Informationsmaterialien und Werbemitteln 

  - Kampagnenplanung und -organisation, Wahlkampf 
  - Mitgliederverwaltung 
  - Einkauf, Lager 

  - Druck- und Versandservice 
  

Kampagnen 
Im Jahr 2007 wurde mit „Neue Freunde für die Freiheit“ eine breit angelegte Mitgliederwerbekampag-
ne gestartet, die auch im Jahr 2008 fortgesetzt wird. Kernelemente der Kampagne sind das Kampag-
nepaket, das die Broschüre „Jetzt einsteigen“, ein Plakat und einen Folder beinhaltet, ein Wettbewerb 
zur Neumitgliederwerbung, die Aktion „Mitglied des Monats“, der jährliche Neumitgliederkongress so-
wie eine intensivierte Neumitgliederbetreuung. 
Im Berichtszeitraum wurde unter dem Motto „Vielfalt statt Einfalt“ eine Kampagne gegen das Einheits-
schulmodell von SPD und Grünen aufgelegt, um die schulpolitischen Strukturdebatten vor Ort argu-
mentativ zu unterstützen und durch Kampagnematerial zu unterlegen. 
 

Veranstaltungen 
Im Berichtszeitraum wurden neben dem Neujahrsempfang am 14. Januar 2007 und dem 60. Ord. 
Landesparteitag am 21. April in Hamm vier weitere Veranstaltungen federführend durch den Landes-
verband organisiert: 

 Sozialpolitscher Kongress am 17. April 2007 in Düsseldorf 
 Jubiläumsfeier anlässlich „60 Jahre FDP-NRW“ am 17. August 2007 in Düsseldorf 
 2. Landesweiter Neumitgliederkongress am 22. September 2007 in Düsseldorf 
 Landeshauptausschuss am 20. Oktober 2007 in Kamen 

Im Rahmen des Liberalen Sommers vom 5. August bis 22. September 2007 fanden landesweit Ver-
anstaltungen in den Gliederungen der FDP-NRW statt. 
 

Interessentenbetreuung
Im Berichtsjahr fand eine ständige Interessentenbetreuung durch die Landesgeschäftsstelle statt. Die-
se beinhaltete die Übermittlung von Informationen der Landespartei und der Landtags- und Bundes-
tagsfraktion. Alle diejenigen, die hier ihr Interesse für eine Aufnahme in der FDP bekundeten, erhielten 
einen ausführlichen Informationsbrief, das notwendige Material (u.a. liberal.nrw) und den Hinweis auf 
den für sie zuständigen Kreisverband. Der betroffene Bezirks- und Kreisverband wurden entspre-
chend informiert. 
 

Landesfachausschüsse
Das Referat betreute nunmehr 18 Landesfachausschüsse. Eine Aufstellung der einzelnen Sitzungen 
entnehmen Sie bitte dem Abschnitt V. 
Für jede dieser Sitzungen wird folgende Unterstützung geleistet: 

  - Raumbeschaffung 
  - Erstellung, Druck und Versand der Einladungen 
  - Vervielfältigung und Versand von Beratungsunterlagen 
  - Vervielfältigung und versand der Protokolle 
  - Kontrolle und Auswertung der Anwesenheitslisten 
  - Vorlagen der Fachausschüsse an den Landesvorstand 

Die Wünsche nach Beschaffung, Vervielfältigung und Versand von oft umfangreichen Beratungsunterla-
gen an alle Fachausschussmitglieder verursachen nicht nur einen großen Arbeitsanfall. Ihre Erfüllung 
zieht auch Kosten (Druck oder Kopie, Umschläge, Adressen, Papier, Porto) nach sich, die verstärkt 
durch den Versand per e-Mail reduziert werden. 
 

Archiv und Dokumentation
Das gesamte Archiv wurde nach Rücksprache mit den Leitern des Archivs der Friedrich-Naumann-
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Stiftung und des Staatsarchivs NRW auf beide Archive aufgeteilt. Es ist dort nach wie vor für den Lan-
desverband zugänglich. In der Landesgeschäftsstelle werden nur die jeweils letzten drei Jahre archi-
viert. Das Archiv gilt nach wie vor als Fund- und Belegstelle und wurde auch im Berichtsjahr von Pro-
fessoren und Studenten eingesehen.  
 

Antragswesen und Beschlusskontrolle
Zur ordnungsgemäßen Abwicklung von Landes- und Bundesparteitagen sowie von Landeshauptaus-
schuss- und -vorstandssitzungen werden von den Gliederungen der Partei eingereichte Anträge ge-
sammelt, geschrieben, sortiert, vervielfältigt und versandt. 
Im Rahmen der Beschlusskontrolle werden alle Anträge erfasst, die auf Landesparteitagen, Landes-
hauptausschüssen und Landesvorstandssitzungen beraten werden (siehe Anlage 2). 

 
3. Kommunikation 

 

Das Jahr 2007 wurde insbesondere dazu genutzt, das sozialpolitische Profil der nordrhein-westfäli-
schen FDP zu schärfen. Neben der Erarbeitung, Diskussion und Beschlussfassung eines umfassen-
den Leitantrages zum Landesparteitag konnte eine Vielzahl von öffentlichen Veranstaltungen für die 
Öffentlichkeitsarbeit verwandt werden.  
Auf dem sozialpolitischen Kongress am 17. April 2007 wurde in einem ersten Aufschlag das Thesen-
papier zur Sozialpolitik in einem größeren Experten- und Teilnehmerkreis diskutiert. Große öffentliche 
Wahrnehmung erreichte der Landesverband insbesondere durch das Jahresauftaktpressegespräch 
am 8. Januar 2007, durch den Neujahrsempfang im Januar und durch den Landesparteitag am 21. 
April 2007 in Hamm. Im Fokus dieses programmatischen Parteitages stand die Beratung des Leitan-
trages zur Sozialpolitik.  
Das Kommunikationsziel war, für die FDP wirtschaftliche Vernunft gleichfalls zu reklamieren wie sozia-
le Verantwortung. Durch Pressegespräche, Redaktionsbesuche des Landesvorsitzenden und des Ge-
neralsekretärs, wie durch den Parteitag selbst konnte dieses Ziel erreicht werden. Das zeigen auch 
die Überschriften der Berichterstattung über den Landesparteitag: „NRW FDP beschließt Sozialkon-
zept“ (Welt Kompakt), „FDP zeigt sich sozial“ (Kölnische Rundschau), „Wirklich soziale Demokratie“ 
(Die Tageszeitung), „FDP will ihr soziales Profil schärfen“(WDR 2), „FDP berät über flexibles Renten-
eintrittsalter“ (Kölner Stadt-Anzeiger), „FDP wirbt Rentner von morgen“ (Westfälischer Anzeiger), „FDP 
will ihr soziales Profil schärfen“ (FAZ), „Die Liberalen und das Soziale“ (Generalanzeiger). 
Im gesamten Jahr 2007 hat der Landesverband das Thema Sozialpolitik dazu genutzt, seine Kontakte 
insbesondere im Bereich der Sozialverbände auszuweiten. So entstand zur Dokumentation des Sozi-
alkongresses und des Landesparteitages eine Broschüre, die im Laufe des Jahres verschiedenen 
Zielgruppenverteilern zur Verfügung gestellt wurde.  
Im 2. Halbjahr 2007 rückte zudem die Schul- und Bildungspolitik stärker in den Fokus der Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit. In einem gemeinsamen Pressegespräch des Landesvorsitzenden Andreas Pink-
wart und des Generalsekretärs Christian Lindner am 12. November 2007 bekräftigte der Landesver-
band seinen Willen, am Kurs und am Tempo der Erneuerungspolitik in Nordrhein-Westfalen kraftvoll 
festzuhalten. Das nordrhein-westfälische Schulsystem müsse wieder funktionstüchtig, verlässlich und 
leistungsfähig gemacht werden. In diesem Zusammenhang lehne die FDP eine ideologische Schul-
struktur-Debatte konsequent ab. Mit Blick auf das Landtagswahlprogramm 2010 regte der Landesvor-
sitzende Andreas Pinkwart darüber hinaus an, den Ordnungsrahmen für die Schulen intensiv und er-
gebnisoffen zu diskutieren. 
Zentrales Kommunikationsinstrument nach außen und innen war auch im Jahr 2007 die Internetplatt-
form fdp-nrw.de. Auf der Portalseite wurden tagesaktuelle Meldungen aus dem Landesverband und 
der Landtagsfraktion veröffentlicht. Zu besonderen Schwerpunktthemen der Landespartei wurden ei-
genen Buttons und entsprechende Unterseiten aufgebaut, anhand derer sich die Besucherinnen und 
Besucher schnell und tiefgreifend informieren konnten. So wurden beispielsweise Schwerpunktbuttons 
zur Sozialpolitik, zur 60 Jahre Feier der FDP NRW, zum Ausstieg aus der subventionierten Steinkohle-
förderung und zur Reform der Gemeindeordnung aufgenommen.  
Über 5000 Abonnentinnen und Abonnenten beziehen den Newsletter per E-Mail, der ebenfalls wie die 
Mitgliederzeitung liberal.nrw von Partei und Landtagsfraktion herausgegeben wird. Im Jahr 2007 er-
schienen 45 Ausgaben des Newsletters in denen die Stellungnahmen der FDP zu den aktuellen Top-
themen der Woche aus Landes-, Bundes- und Europaebenen zusammengefasst werden.  
Alle Mitglieder der FDP haben im Jahr 2007 vier Ausgaben des Mitgliedermagazins erhalten. Durch-
gängig durch alle Ausgaben des Magazins wurde die im Jahr 2007 begonnene Mitgliederwerbekam-
pagne „Neue Freunde für die Freiheit“ umfänglich beworben. In einer modernen Aufmachung wurden 
im Rahmen dieser Mitgliederkampagne neue Aufnahmeanträge, eine Broschüre für Interessenten und 
Neumitglieder „Jetzt einsteigen“ sowie Plakate und eine Internetseite (www.neue-freunde-fuer-die-
freiheit.de) entwickelt. 
 

http://www.fdp-nrw.de/
http://www.neue-freunde-fuer-die-freiheit.de/
http://www.neue-freunde-fuer-die-freiheit.de/
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4. Kommunalpolitik 
 

Die Arbeiten des Referates für Kommunalpolitik und alle anderen Arbeiten zu kommunalpolitischen Fragen 
werden nach Beschlüssen der Vorstände von VLK und FDP durch die VLK geleistet. 
 

Aufgaben 
- Betreuung des Ausschusses für Kommunalpolitik der VLK 
- Verbindung zum Bundesfachausschuss 
- Verbindung zur Redaktion „das rathaus“ 
- Verbindung zum Innenministerium NRW 
- Austausch mit dem Bundesverband und den Landesverbänden der VLK 
- Betreuung der FDP-Vertreter bzw. Gäste in den kommunalen Spitzenverbänden (Nordrhein-

Westfälischer Städte- und Gemeindebund; Städtetag Nordrhein-Westfalen und Landkreistag 
Nordrhein-Westfalen) 

- Betreuung kommunaler Fraktionen der FDP in Nordrhein-Westfalen (Gemeinden, Städte, Kreise) 
 

Die Mitglieder der Fraktionen der Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen-Lippe, des RVR und der 
Regionalräte wurden auf Anfrage in ihrer Arbeit unterstützt. 
Es wurden verstärkt Kontakte zu den nordrhein-westfälischen kommunalen Wahlbeamten, unter anderem 
durch zwei Tagung der Wahlbeamten mit dem VLK-Vorstand und Innenminister Dr. Ingo Wolf, gepflegt. Sie 
wurden in die Beratung zu allen kommunalpolitischen Fragen einbezogen. 
 

Die Vorbereitung und Durchführung der folgenden Tagungen wurden geleistet z.B. zu den Themen: 
- Neues Kommunales Finanzmanagement 
- Reform der Gemeindeordnung 
- Soziale Kommunalpolitik 
- Presse und Öffentlichkeitsarbeit  

 

Die kommunalpolitischen Bildungsveranstaltungen in den Orts- und Kreisverbänden wurden unterstützt, bei 
Themen-, Referenten- und Expertensuche Hilfe geleistet. U.a. weitere Veranstaltungen (Datum, Ort, Thema): 
26.01.2007 Hamminkeln Haushalt des Kreises Wesel 04.08.2007 Pulheim NKF 
29.01.2007 Rees  Bahnstrecke Wesel - Emmerich 14.08.2007 Langenfeld NKF 
10.02.2007  Wachtberg NKF     18.08.2007  Herten Kinderbildungsgesetz 
23.02.2007 Essen  Reform der GO   29.08.2007 Schermbeck Neufassung d. § 107 GO 
24.02.2007 Kamen PR vor Ort    10.09.2007 Wesel  Tourismus im Kreis Wesel 
03.03.2007 Mülheim VLK-Vorstandsklausurtagung 13.09.2007 Werne Praktische Ausschussarbeit 
08.03.2007 Wesel  Neu im Rat    15.10.2007 Dinslaken NKF für Dinslaken 
17.03.2007 Lüdenscheid NKF     27.10.2007 Langenfeld Controlling im NKF 
20.03.2007 Langenfeld Reform der GO   10.11.2007 Wesel  Wesel und das NKF 
26.03.2007 Gütersloh Reform der GO   24.11.2007 Essen  Soziale Kommunalpolitik 
29.03.2007 Hamminkeln Stadtentwicklung Hamminkeln 30.11.2007 Frechen Wohnen u. Pflege 
30.03.2007 Düsseldorf Reform der GO   08.12.2007 Bonn  NKF 
16.04.2007 Dinslaken Neu im Rat    20.12.2007 Düsseldorf Reform der GO 
21.05.2007 Wesel  Wirtschaftsf. und Tourismus 
 

Die Auskunfts- und Beratungstätigkeit für die FDP-Fraktionen, Gruppen, Mandatsträger, außerparlamentari-
schen Arbeitsgemeinschaften, Kreis- und Ortsverbände in sämtlichen kommunalpolitisch relevanten Berei-
chen, insbesondere des kommunalen Verfassungs- und Haushaltsrechts, erfolgte sowohl in schriftlicher 
Form als auch in persönlichen Gesprächen mit den betroffenen Fraktionen, Rats- und Kreistagsvertreterin-
nen und -vertretern. 
Weiterhin breiten Raum nahm auch im vergangenen Jahr die Beratung in Fragen der neuen Gemeindeord-
nung und den Möglichkeiten von politischer Partizipation von Gruppen und Einzelkämpfern ein. Unterstüt-
zung erfolgte bei Einwohner-, Bürgeranträgen, Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden. Erfahrene Ratsmit-
glieder und kommunale Wahlbeamte leisteten in vielen Fällen Hilfe durch Einzelberatung oder durch ver-
schiedenste Veröffentlichungen. Die kommunalen Fraktionen konnten bei ihrer mannigfachen Tätigkeit und 
der Organisation ihrer Arbeit wirkungsvoll unterstützt werden. 
Eine besonders wertvolle Unterstützung der örtlichen Gliederungen waren die „Kommunalpolitischen Infor-
mationen“ der VLK. Sie wurden in der Gestaltung modernisiert und an 1.350 Bezieher versandt. Der Infor-
mationsfluss wurde durch die Internet-Präsenz der VLK unter der Seite www.vlk-nrw.de gewährleistet. Im in-
ternen Bereich sind dort für VLK-Mitglieder auch wichtige Informationen und Musteranträge sowie Pressemit-
teilungen zu finden. Mit Rundmails wurden Hintergrundinformationen zu aktuellen politischen Themen ver-
schickt.  
Vorsitzender der VLK 2007 war Jochen Dürrmann, Kaarst. Die Betreuung der Geschäftsstelle oblag im Jahr 
2007 Joachim Hoffmann. 

http://www.vlk-nrw.de/
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IV. Mitglieder und Gliederungen  
 
Der Landesverband gliedert sich in 9 Bezirks-, 54 Kreis- und 460 Ortsverbände (davon 331 rechenschafts-
pflichtig und 129 nicht rechenschaftspflichtig). 
 

Bezirksverband Mitglieder KVs                      OVs (ohne Rechenschaftspflicht) 
Aachen 1.126 5 50   (8) 
Düsseldorf 2.010 6 34 (16) 
Köln 3.757 7 64 (10) 
Münsterland 1.650 5 70 (10) 
Niederrhein 1.654 6 53 (16) 
Ostwestfalen-Lippe 2.086 7 78 (31) 
Ruhr 1.391 9 34 (24) 
Westfalen-Süd 1.007 4 39 (10) 
Westfalen-West 1.083 5 38   (4) 
LV unmittelbar 1 - - 
Gesamt 15.765 54 460 (129) 
 
Die Mitgliederbewegung im Jahr 2007 entnehmen Sie bitte der Statistik in Anlage 3. 
 
Die Mitglieder des Landesverbandes verteilen sich prozentual nach Alter und Geschlecht wie folgt (in %, 
Stichtag 31.12.2007, Vorjahreszahlen in Klammern): 
 
    männlich  weiblich  gesamt
 
bis 29 Jahre   12,4 (13,5)    9,4 (10,1)    11,7 (12,7) 
 
bis 39 Jahre   17,9 (18,5)  12,4 (12,7)    16,7 (17,1) 
 
bis 49 Jahre   18,7 (17,7)  16,3 (16,0)    18,1 (17,3) 
 
bis 59 Jahre   17,7 (18,1)  22,7 (23,8)    18,9 (19,4) 
 
60 Jahre und älter  33,2 (32,3)  39,1 (37,6)    34,6 (33,5) 
 
Gesamt   76,4 (76,1)  23,6 (23,9)  100,0 (100,0) 
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Frauen nach Altersgruppen

0,00%
5,00%

10,00%
15,00%
20,00%
25,00%
30,00%
35,00%
40,00%
45,00%

bis 29 30-39 40-49 50-59 60 und älter

Alter

Pr
oz

en
t

Frauen 

Mitglieder gesamt nach Altersgruppen

0,00%
5,00%

10,00%
15,00%
20,00%
25,00%
30,00%
35,00%
40,00%
45,00%

bis 29 30-39 40-49 50-59 60 und älter

Alter

Pr
oz

en
t

Gesamt

 
 



Geschäftsbericht 2007 der FDP-NRW 15  
 
Frauen sind in Vorständen, Gremien, Ausschüssen und Fraktionen wie folgt vertreten (Vergleichszahlen der 
vorherigen Periode in Klammern): 
 
Landesvorstand nach dem 29. April 2006: 

von  32 gewählten Mitglieder   5 Frauen  = 15,6% (18,2%) 
 33 teilnahmeberechtigten Mitgliedern  5 Frauen  = 15,2% (20,8%) 
zus. 65 Mitglieder, davon    10 Frauen  = 15,4% (19,3%) 

Bezirksvorsitzende (Stand 31. Dezember 2007) 
 von  9 Bezirksvorsitzenden   2 Frauen  = 22,2% (22,2%) 
Kreisvorsitzende (Stand 31. Dezember 2007) 
 von  54 Kreisvorsitzenden   5 Frauen  = 9,26% (9,26%) 
Ortsvorsitzende (Stand 31. Dezember 2007) 
 von  416 Ortsvorsitzenden   63 Frauen  = 15,1% (15,0%) 
Bundestagsfraktion ab dem 18. September 2005 
 von  13 Abgeordneten aus NRW   3 Frauen  = 23,1% (30,8%) 
Landtagsfraktion ab dem 22. Mai 2005 
 von  12 Abgeordneten    2 Frauen  = 16,6% (25,0%) 
Landschaftsfraktion Rheinland ab dem 26. September 2004 
 von 9 Mitgliedern    2 Frauen  = 22,2% (11,1%) 
Landschaftsfraktion Westfalen-Lippe ab dem 26. September 2004 
 von  7 Mitgliedern    0 Frauen  =   0,0%   (0,0%) 
Rats- und Kreistagsmitglieder ab dem 26. September 2004 
 von 1.033 (1.156) Mandatsträgern  193 (209) Frauen  = 18,7% (18,1%) 
Landesparteitag (2006-2008)  
 von  400 Delegierten    71 (78) Frauen  = 17,8% (19,5%) 
 von  454 (419) Ersatzdelegierten  88 (81) Frauen  = 19,4% (19,3%) 
Bundesparteitag (2005-2007) 
 von  154 (176) Delegierten    29 (24) Frauen  = 18,8% (13,6%) 
 von  182 (185) Ersatzdelegierten  27 (38) Frauen  = 14,8% (16,7%) 
 
Landesfachausschüsse 
Von den insgesamt 1034 Mitgliedern in den 18 Landesfachausschüssen sind 200 weiblich. Das entspricht 
einem Frauenanteil von 19,34%. 
 
Landesfachausschuss Mitglieder davon Frauen Anteil 
Bauen, Verkehr und Landesplanung 70 8 11,43% 
Bildung und Weiterbildung 69 25 36,23% 
Finanzen und Steuern 68 7 10,29% 
Gender in Kooperation mit LIF 27 19 70,37% 
Gesundheit und Pflege 63 16 25,40% 
Innen und Recht 73 11 15,07% 
Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie 63 5 7,94% 
Internationale Politik 61 9 14,75% 
Kinder, Jugend, Familie und Integration 62 31 50,00% 
Kommunalpolitik in Kooperation mit VLK 66 11 16,67% 
Kultur und Medien 57 9 15,79% 
Land- und Forstwirtschaft, Verbraucherschutz 46 5 10,87% 
Religiöse Fragen 47 11 23,40% 
Senioren in Kooperation mit LIS@ 47 11 23,40% 
Soziales und Generationengerechtigkeit 43 9 20,93% 
Sport und Freizeit 44 3 6,82% 
Umweltschutz und Nachhaltigkeit 54 3 5,56% 
Wirtschaft und Arbeit, Mittelstand und Energie 74 7 9,46% 
Gesamt 1034 200 19,34% 

 
Fünf Landesfachausschüsse (Gender in Kooperation mit LIF, Gesundheit und Pflege, Kinder, Jugend, Fami-
lie und Integration, Kultur und Medien sowie Soziales und Generationengerechtigkeit) werden von Frauen 
geleitet. Das heißt, 27,8% (31,6%) der Landesfachausschussvorsitzenden sind weiblich. 
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V. Landesfachausschüsse 
 
Der Landesvorstand der FDP-NRW hat sich auf seiner Sitzung am 8. Mai 2006 auf die Einsetzung von 18 
Landesfachausschüssen für die aktuelle Legislaturperiode verständigt. Die Veranstaltungen der Landes-
fachausschüsse finden seit 2006 parteiöffentlich statt. 
 

Für die folgenden Berichte der Landesfachausschüsse zeichnen die jeweiligen Vorsitzenden verantwortlich. 
 
LFA Bauen, Verkehr und Landesplanung  
 

Vorsitzender: Wolfgang E. Züll,  
Stellvertreter/in:  Wolfgang Klein, Stefanie Ruffen 
 

Arbeitskreissitzungen in 2007: 7 
 

12.03.2007 AK Verkehr in Düsseldorf 
13.03.2007 AK Baurecht in Köln 
26.06.2007 AK Baurecht in Köln 
05.09.2007 AK Wohnungsbau in Düsseldorf 
09.10.2007 AK Baurecht in Köln 
03.11.2007 AK Verkehr in Düsseldorf 
26.11.2007 AK Wohnungsbau in Düsseldorf 
 

Der Landesfachausschuss Bauen, Verkehr und Landesplanung wurde zum Jahresende 2006 aus den bishe-
rigen beiden Landesfachausschüssen Städtebau und Wohnungswesen sowie Verkehr und Landesplanung 
wie schon einmal von 2000 bis 2002 wieder zusammen geführt.  
Nach Einschätzungen vieler Mitglieder wird angeregt, bei nächster Möglichkeit wieder zwei Landesfachaus-
schüsse mit den Bereichen Verkehr sowie Städtebau, Landesplanung und Wohnungswesen einzurichten. 
Dies würde auch der Aufteilung der Bundesfachausschüsse entsprechen, auch wenn auf Landes- wie Bun-
desebene jeweils nur ein Ministerium für die Bereiche Bauen und Verkehr zuständig ist.  
Begründet wird die Wiederaufteilung mit den sehr komplexen und im Detail vielfach nicht zusammenhän-
genden Einzelthemen. Dies wird deutlich, wenn man die Themenschwerpunkte für die drei gebildeten Ar-
beitskreise (Projektgruppen) betrachtet.  
 

Über die Sitzungen hinaus wurden in enger Kooperation mit den zuständigen Landtagsabgeordneten fol-
gende Gesetzentwürfe erörtert: 
• Änderung Landesentwicklungsprogramm (LaPlaG NRW) 
• Gesetzentwürfe Landesbauordnung (BauO NRW) 
• Gesetzentwurf Immobilien- und Standortgemeinschaftsgesetz (ISGG NRW) 
 

Schwerpunktthemen aus dem Berichtszeitraum sind - den Arbeitskreisen zugeordnet -  
 

Themen "Baurecht, Landesplanung": 
• Deregulierung der Bau O NRW durch eine umfassende Neugliederung 
• Harmonisierung aller Bauvorschriften innerhalb Deutschlands, da im Zuge der Harmonisierung der 

Stellplatzproblematik (§ 51 BauO NRW) siehe Koalitionsvereinbarung wie Verlagerung des Rechtes 
zur Regelung von Stellplätzen auf die Kommunen 

• Rauchmelderpflicht 
 

Themen AK Verkehr 
• Gefahrguttransporte 
• Problematik von Sprinter, Giga-Liner und die Folgen für Verkehrsfluss und Infrastruktur 
• "Eiserner Rhein" und "Betuwe-Route" 
• Schließen von Straßenlücken der Bundesfernstraßen; Kontrolle der Verwaltung und der Wahrneh-

mung der Aufgaben 
• Gesamtluftverkehrskonzept für NRW 
• Problematik des Bauens am Wasser, speziell in Hafennähe - Konflikte aus der Sicht der Binnenschiff-

fahrt 
• ÖPNV 
 

Themen AK "Wohnungsbau" 
• Grundsatzpapier liberale Wohnungspolitik 
• Wohnungsbauförderung und Alterssicherung  
• Neuregelung des sozialen Wohnungsbaues in NRW, hier insbesondere Erarbeitung von neuen Ein-

kommensgrenzen für 2009 
• Kauf von Belegungsrechten für Sozialschwache 
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• Förderung von Sanierung in gleichem Maße wie von Neubauten, Revitalisierung innerstädtischen 

Wohnens 
 
LFA Bildung und Weiterbildung 
 

Vorsitzender:  Dr. Paul Reiter 
Stellvertreter:  Ludger Dorenkamp, Gerhild Kocks 
 

Fachausschusssitzungen in 2007: 5 
 

Der Landesfachausschuss tagte im Jahr 2007 in Düsseldorf am 9. Januar, 23. Mai, 28. August und 4. De-
zember. 
 

Im Jahr 2007 beschäftigten sich die Mitglieder des Fachausschusses mit den konkreten Auswirkungen des 
Regierungshandelns in der Schul- und Bildungspolitik, die zum Teil durch den liberalen Koalitionspartner po-
sitiv beeinflusst werden konnten: die weitere Reduzierung des Unterrichtsausfalls, eine bessere Lehrerver-
sorgung landesweit, der Ausbau des Ganztagsbetriebes an Hauptschulen, individuelle Förderung und For-
derung, Schulinspektionen und Qualitätskontrolle, Sprachstandstests und Sprachförderung, Lernstandstests 
und Prognoseunterricht, die zentralen Abschlussprüfungen am Ende der Klasse 10 sowie die erstmalige und 
zumeist erfolgreiche Durchführung des Zentralabiturs im Bundesland Nordrhein-Westfalen. Der Arbeitskreis 
befürwortet den verstärkten Ausbau des Ganztages auch an den Realschulen und Gymnasien, damit der 
diesbezüglichen Privilegierung der Gesamtschulen Einhalt geboten wird. 
Begrüßt wird die Aufwertung des Lehramtsstudiums der Primarstufe sowie der Sekundarstufe I im Rahmen 
der BA/MA-Studienreform; kritisch gesehen wird allerdings die generelle Verkürzung der schulpraktischen 
Phase im Anschluss an das Studium sowie die durch bewusste Vereinheitlichung der Studiendauer wohl mit-
telfristig intendierte generelle Absenkung der Lehrerbesoldung insgesamt. Dies widerspricht genuin liberalen 
Grundsätzen der Qualifizierung und leistungsgerechten Besoldung sowie Steigerung der Attraktivität eines 
Berufs mit Nachwuchssorgen. 
Kontrovers diskutiert werden weiterhin die diversen Modelle zur Jahresarbeitszeit von Lehrerinnen und Leh-
rern unter besonderer Berücksichtigung der Korrekturfachlehrer(innen) und der weiterhin permanent anstei-
genden bürokratischen Arbeitsbelastung. Abzuwarten bleibt die eingehende Evaluation der erstmaligen Er-
teilung von Kopfnoten in Schulzeugnissen generell. Die Stärkung der erzieherischen und unterrichtlichen 
Rolle der Lehrerinnen und Lehrer als Fachleute wird ausdrücklich begrüßt, dennoch führt das gegenwärtig 
vorgeschriebene Procedere zu einer weiteren Bürokratieaufblähung an den Schulen vor Ort, gegen die sich 
die Liberalen mit Vehemenz stemmen sollten. 
Dem Fachausschuss ist sehr daran gelegen, nicht nur den Kontakt zur Landtagsfraktion zu pflegen und die 
Abgeordneten über die wichtigsten Neuerungen und Desiderate der genuin landesspezifischen Schulpolitik 
zu informieren und zu beraten, sondern im Gegenzug auch über neue Ideen und Strategien des Landesvor-
stands rechtzeitig, und nicht erst über die Medien, informiert zu werden. Der Vorstoß von Prof. Dr. Pinkwart 
und Christian Lindner, ohne vorherige Rücksprache mit anderen Düsseldorfer FDP-Fraktionsmitgliedern und 
ohne jedwede Rückkoppelung mit dem Arbeitskreis Bildung und Weiterbildung eine neue Schulstrukturde-
batte PR-trächtig zu initiieren, wurde von vielen Mitgliedern des Arbeitskreises und an der Basis generell als 
kontraproduktiv eingeschätzt, zumal vor Ort diejenigen, die die Schulformen des gegliederten Systems ge-
gen eine bildungslinke und lautstarke Lobby verteidigen, sich vor den Kopf gestoßen fühlten und vor dem 
politischen Gegner durch die eigene Parteiführung desavouiert wurden, obwohl sie sich selbst an die Koaliti-
onsvereinbarung von FDP und CDU gehalten haben. Die überwiegende Mehrheit des Arbeitskreises lehnt 
eine Zwei-Säulen-Struktur im Schulwesen ab, da damit der Trend zur Einheitsschule nur noch verstärkt wird 
und die wirklich virulenten Probleme wieder einmal nicht gelöst werden. 
In der vom Landesvorstand eingerichteten Arbeitsgruppe zur Vorbereitung des „Innovationskongresses 
Schule“ sollen Perspektiven liberaler Schulpolitik nach 2010 erörtert werden; daran teilnehmen werden u.a. 
Ingrid Pieper-von Heiden (MdL), Ralf Witzel (MdL), Marcel Hafke (Vors. der JuLis), Ralf Dorenkamp sowie 
Dr. Paul Reiter (beide AK Bildung und Weiterbildung). 
 
LFA Finanzen und Steuern  
 

Vorsitzender: Bernhard Holtmann 
Stellvertreter: Siegfried Pick, Prof. Dr. Ralf Hanns Klapdor 
 

Fachausschusssitzungen in 2007: 2 
 

Der Ausschuss tagte am 19.1.2007 in Düsseldorf. Der Antrag auf Reduzierung der Anzahl der Verwaltungs-
gerichte wurde mit großer Mehrheit angenommen.  
Der Antrag zu § 115 FGO, die Revision auch dann zuzulassen, wenn überwiegende Zweifel an der Recht-
mäßigkeit des angefochtenen Urteils bestehen, wurde mit sehr großer Mehrheit angenommen. Das „Risiko“, 
dass damit der Rechtsschutz für die Steuerbürger zu stark ausgeweitet wird, wird in Kauf genommen. 
Der Antrag zur Änderung des § 233 AO (Entschärfung eines Problem bei der Vollverzinsung wurde einstim-
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mig angenommen.  
Der Antrag zur Abschaffung der GEZ und Privatisierungen der Rundfunkanstalten wurde nach kurzer Dis-
kussion bei wenigen Gegenstimmen Enthaltungen ebenfalls angenommen. 
Am 17.10.2007 tagte der Ausschuss wieder einmal in der Bundesfinanzakademie, Brühl. Deren demnächst 
in den Ruhestand gehender Präsident, Dr. Roland, erläuterte die Aufgaben und Stellung der Akademie als 
Bestandteil der Bundesfinanzverwaltung. 
Der Antrag „Unbefugtes Abrufen und Sammeln steuerlicher Daten verhindern“, wurde mit überwiegender 
Mehrheit angenommen. 
Der Antrag, „Nichtanwendungserlasse“ einzuschränken und zu erschweren, wurde einstimmig angenom-
men. 
Der Antrag „Förderung von privatwirtschaftlichen Initiativen zur Verbesserung der Versorgungsvielfalt“ (vom 
LFA Soziales und Generationengerechtigkeit) muss noch weiter behandelt werden. 
Auch der Antrag „Jahresteuergesetz“, mit dem Änderungen zukünftig nur in Steuergesetzen erfolgen sollen 
und das nur noch in einem Gesetz pro Jahr, wurde ebenfalls einstimmig angenommen. 
Der Arbeitskreis Landesfinanzen tagte im Jahr 2007 dreimal. Beschäftigt hat er sich schwerpunktmäßig mit 
dem Einzelplan des Innenministeriums und dabei insbesondere Frage behandelt wie: Kostenfreiheit/Gebüh-
ren für das Studium an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW, Gebührentatbestände für Leis-
tungen der Polizei, diverse Kostenpositionen der Polizei, Aufgabenkritik/Privatisierungen LDS NRW sowie 
Gebietsrechenzentren, IT-Konzept, Zusammenlegung von Bezirksregierungen sowie die Evaluation der sog. 
Binnenmodernisierung im Innenministerium. 
Der Arbeitskreis Steuerpolitik beriet 2007 vier Mal. Seine Ergebnisse wurden dem Ausschuss als Anträge 
vorgelegt. 
 
LFA Gender in Kooperation mit LiF
 

Vorsitzende:  Hannelore Hanning 
Stellvertreter/in: Hanno Wilsch, Gisela Schulze Horn  
 

Fachausschusssitzungen in 2007:  4  
 

1. Sitzung am 28.03.2007, 18.00 Uhr in Düsseldorf 
2. Sitzung am 31.05.2007, 17.00 Uhr in Hilden, Waldkaserne, Elberfelder Straße 200 
3. Sitzung am 13.09.2007, 16.00 Uhr in Ratingen, Firma Tünkers, Maschinenbau GmbH 
4. Sitzung am 13.12.2007, 18.00 Uhr in Düsseldorf 
 

Schwerpunkte der 1. Sitzung: 
Der LFA beschäftigt sich mit der Aufhebung der regionalen Frauenförderung und begrüßt, dass anstelle ei-
ner regionalen Frauenförderung die berufliche Förderung von Frauen wiederum in das Wirtschaftsministeri-
um eingegliedert worden ist. Hierdurch sieht der LFA, dass der Frauenförderung eine stärkere Gewichtung 
zuteil wird. 
Zwei Besuche in der Region Düsseldorf werden vorbereitet: 
1. Besuch bei der Bundeswehr in Hilden 
2. Besuch in einem Wirtschaftsunternehmen 
Der LFA bringt einen Antrag zur Zusammensetzung von Diskussionsforen ein, in dem Mitglieder des Lan-
desvorstandes, die für die Zusammenstellung von Diskussionsforen verantwortlich zeichnen, eine ausgewo-
gene Geschlechterverteilung auf den Podien der politischen Auseinandersetzung anstreben sollen. 
Dieser Antrag, darauf legt der LFA wert, ist eindeutig als Appell zu verstehen, dass bei Diskussionen und Ent-
scheidungen Frauen nicht nur als Zuhörerinnen, sondern auch als Wortführerinnen beteiligt werden sollen. 
 

Schwerpunkt der 2. Sitzung: 
Besuch der Waldkaserne in Hilden 
Da es dem LFA bei all seinen Entscheidungen um die Gleichstellung von Männern und Frauen in der Ge-
sellschaft geht, ist auch die Bundeswehr in den Fokus zu nehmen. Seit 2001 stehen Frauen alle Bereiche 
der Streitkräfte, alle Dienstgrade und alle Ausbildungsmöglichkeiten offen. Daher stellte sich dem LFA die 
Frage, wie die Gleichstellung in diesem Arbeitsumfeld verwirklicht wird und ob Sonderregelungen für Frauen 
und Männer bestehen.  
Daher wurden folgende Themenfelder vor Ort mit Soldatinnen und Soldaten aus den verschiedensten Ar-
beitsbereichen, die die Bundeswehr zu bieten hat, in der Kaserne diskutiert: 
1. Eingangsuntersuchungen  
Hier wurde ein Thema aus dem Jahr 2006 aufgegriffen, als ein Antrag zur Ungleichbehandlung von Mann 
und Frau bei der Einstellungsuntersuchung und Musterung bei der Bundeswehr auf den Weg gebracht wur-
de. Ergebnis der Diskussion: Da Soldatinnen sich nur freiwillig zur Bundeswehr melden können, findet bei 
ihnen keine Musterung (nur bei Wehrpflichtigen) statt. Eine Besser- oder Schlechterbehandlung bei der Ein-
gangsuntersuchung von beiden Gruppen (Soldatinnen und Soldaten) wird nicht bestätigt. 
2. Gleichbehandlung 
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3. Problembereiche der beiden Geschlechter 
 

Schwerpunkt der 3. Sitzung: 
Besuch der Firma Tünkers, Maschinenbau GmbH in Ratingen 
Die Wirtschaft klagt zunehmend über Fachkräftemangel. Der LFA sieht ein großes Potenzial im eigenen 
Land. Es gilt, Frauen stärker in technische Berufe mit einzubinden, Regelungen für Männer und Frauen im 
Hinblick auf die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu treffen und die Aufteilung der Arbeit und den Anteil 
der Frauen und Männer im Betrieb, im technischen wie kaufmännischen Bereich, zu untersuchen und durch 
gezielte Maßnahmen, z.B. Anwerben von Praktikantinnen und Praktikanten oder mithilfe einer Kooperation 
mit Schulen vor Ort zu verändern. 
Die Firma Tünkers zeichnet sich dadurch aus, dass sie flexible Arbeitszeiten und Heimarbeitsplätze anbietet. 
Hiermit entgeht sie der „Falle“ - drei Jahre Elternzeit - und zeigt sich dadurch besonders familienfreundlich. 
Den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die die Elternzeit wahrnehmen, geht somit der Kontakt zu ihrem 
Arbeitsbereich nicht verloren, der Wiedereinstieg wird erheblich erleichtert und negative Auswirkungen auf 
die eigene Altersversorgung finden nur bedingt statt. 
 

Schwerpunkt der 4. Sitzung: 
Die Besuche bei der Bundeswehr und der Firma Tünkers werden nachgearbeitet. 
Weiterhin beschäftigt sich der LFA mit dem Programm der Landesregierung zur Verhinderung von Zwangs-
heirat und Genitalverstümmelung und befasst sich mit der Möglichkeit, zu diesen Themenbereichen Veran-
staltungen zu initiieren. 
 

Für das Jahr 2008 plant der LFA zur Erfassung möglicher Vorsorgemaßnahmen gegen Kindsmisshandlun-
gen, einer möglichen Kontrolle über die Vorsorgeuntersuchungen bei Kleinkindern, der „U3“-Untersuchun-
gen, einer flächendeckenden medizinischen Erfassung der Fünfjährigen und eines Erfahrungsaustausches 
über die „Begrüßungspakete“ für Neugeborene. Eine intensive Auseinandersetzung vor Ort soll bei einem 
Besuch im Geburtshaus Everswinkel im Münsterland stattfinden. 
Der LFA Gender-Politik in Kooperation mit den LIF setzt sich weiterhin in allen Bereichen für die Gleichstel-
lung von Mann und Frau ein und verfolgt das Ziel, die Gleichwertigkeit von Mann und Frau immer wieder 
herauszustellen und Verträge, Erlasse, Bestimmungen, Entscheidungen, Formulare, Haushaltsansätze, Dis-
kussionsforen sowie Veröffentlichungen auf diesen Ansatz hin ständig zu überprüfen.  
Der LFA Gender-Politik macht es sich erneut zur Auflage, immer wieder die Entscheidungsträger in durch-
gängiger Kontinuität in Politik und Wirtschaft für die Beachtung des Ansatzes der Gleichwertigkeit von Mann 
und Frau zu sensibilisieren und diesen auch umzusetzen.  
 
LFA Gesundheit und Pflege 
 

Vorsitzende:  Dr. Susanna Schreiber 
Stellvertreter: Dr. Martin Junker, Dr. Gerhard Will 
 

Fachausschusssitzungen in 2007: 2  
 

Der Landesfachausschuss Gesundheit und Pflege wird seit seiner konstituierenden Sitzung am 25. Septem-
ber 2006 weiterhin von der Vorsitzenden Dr. Susanna Schreiber, KV Rheinberg und den Stellvertretern Dr. 
Martin Junker, KV Olpe und Dr. Gerhard Will, KV Unna, geleitet. 
Der Landesfachausschuss Gesundheit und Pflege tagte in 2007 zwei Mal. Für die Erarbeitung von Themen-
schwerpunkten und die Formulierung von Anträgen fanden vorbereitend diverse Sitzungen von Projektgrup-
pen statt. 
 

Es gibt 5 Projektgruppen mit folgenden Schwerpunkten: 
Projektgruppe       Koordinator/in 

 1. Privatisierung der Universitätskliniken   Ingo Stolle 
     Änderung des Landeskrankenhausgesetzes 
 2. Medizinische Versorgungszentren    Dr. Petra Billecke und  
     Erhalt freiberuflicher Praxen     Dr. Tobias Terhorst 
 3. Pflege        Jürgen Mußmann 
 4. Demografischer Wandel     Dr. Gerhard Hansen 
 5. Prävention       Matthias Metz 
 

 Die Projektgruppen arbeiten im Rahmen ihres Aufgabenbereiches selbstständig. Erarbeitete Anträge werden 
dem Landesfachausschuss Gesundheit und Pflege zur Beratung vorgelegt. Der Landesfachausschuss ent-
scheidet dann über das weitere Procedere. 
Mit dem Bundesfachausschuss Gesundheit gibt es regen Informationsaustausch. 
 
LFA Innen und Recht 
 

Vorsitzender: Jens Lücking  
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Stellvertreter/in: Gerhard Schmitt, Sabine Elders 
 

Fachausschusssitzungen in 2007: 3 
 

Der Landesfachausschuss Innen und Recht bildete die Arbeitskreise Polizei (AK 1) und Justiz (AK 2). Der 
AK Polizei tagte zu speziellen Fragen, die dann nach der Diskussion im Arbeitskreis vorgetragen und vom 
Landesfachausschuss beraten und verabschiedet wurden. 
Neben der Frage des Schutzes der persönlichen Freiheiten vor dem Hintergrund der Terrorismusbekämp-
fung behandelte der Ausschuss auch Themen der Umstrukturierung von Behörden sowie Bürokratieabbau. 
Die neue Gemeindeordnung wurde ebenso behandelt wie auch die Änderungen im Strafvollzug. 
Vom Landesparteitag überwiesene Anträge zur Veränderung der Verwaltungsgerichtsbarkeit wurden behan-
delt und abschlägig beschieden. 
Die Mitarbeit der Ausschussmitglieder sowie der zuständigen Minister, Landtags- und Bundestagsabgeord-
neten war außerordentlich effizient und harmonisch. 
Bedrohungen der Freiheit der Bürger durch staatliche Eingriffe vor dem Hintergrund der Terrorismusgefahr 
wurden strikt abgelehnt. 
Ein besonderer Dank gilt der Landesgeschäftsstelle für die Unterstützung der Arbeit. 
 
LFA Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
 

Vorsitzender: Dr. Karl Wilhelm Hirsch 
Stellvertreter/in: Dr. Elmar Jobs, Sabine Groth  
 

Fachausschusssitzungen in 2007: 5 
 

Im Berichtszeitraum hat der Landesfachausschuss die aktuellen Vorhaben der Landesregierung in seinem 
Themenbereich inhaltlich begleitet. Dazu nahm an den Sitzungen u.a. Generalsekretär Christian Lindner teil. 
Eine Sitzung war der Diskussion mit Minister Dr. Andreas Pinkwart vorbehalten: Der Schwerpunkt der Dis-
kussion in dieser Sitzung waren die Innovationspolitik des Ministeriums und die Möglichkeiten, den Prozess 
der Förderung innovativen Vorgehens in Wissenschaft, Forschung und Technologie durch politische Maß-
nahmen in NRW zu verbessern. 
Durch diese Nähe zu den politisch handelnden Personen konnte der Landesfachausschuss eines seiner Zie-
le optimal erreichen: liberale Politik in seinem Tätigkeitsfeld zeitnah zu beraten. 
In einem Antrag an den Landesparteitag zur langfristigen Strategie einer nachhaltigen Energieversorgung 
war es Ziel des Landesfachausschusses, eine Diskussion zur langfristigen Energiepolitik anzustoßen. Ein 
wesentliches Element des Antrages war es dabei, einen Weg vorzuzeichnen, von den üblichen kurz- und 
mittelfristigen konkreten Planungen zu einer Strategie für die nächsten Jahrzehnte zu kommen. Kerngedan-
ke ist die Abstützung weiter Bereiche der Energieversorgung durch den Energieträger Wasserstoff. Der Lan-
desfachausschuss ist davon überzeugt, dass NRW mit seiner hervorragenden Präsenz in Forschung und 
Entwicklung als Standort für die in diesem Zusammenhang möglichst zeitnah einzuleitenden Anstrengungen 
in der Forschungs- und Technologiepolitik einen wesentlichen Beitrag leisten kann und leisten sollte. Der 
Landeshauptausschuss hat auf der Basis dieses Antrags beschlossen, einen Kongress im Herbst 2008 mit 
diesem Thema zu veranstalten. Der Landesausschuss wird zusammen mit dem Landesfachausschuss Um-
welt diesen Kongress vorbereiten. Im Berichtszeitraum wurde ein erster Programmentwurf vorgestellt. 
Die Arbeitsgruppe Hochschulpolitik hat sich im Berichtszeitraum kritisch mit dem Hochschulfreiheitsgesetz 
auseinander gesetzt und entsprechende Diskussionspapiere in den LFA eingebracht. Im Bereich der Infor-
mationstechnologie hat eine Arbeitsgruppe des LFA einen Antrag zur Verbesserung der Qualität und Nutz-
barkeit innovativer Softwareprodukte erarbeitet und dem Landesfachausschuss vorgelegt. 
Um die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedern des LFA zu erleichtern, wurden die bestehenden Inter-
net-Tools weiter ausgebaut und so zum Beispiel um die Möglichkeit der gemeinsamen Erarbeitung von Vor-
lagen in einem Wiki ergänzt. 
 
LFA Internationale Politik 
 

Vorsitzender:  Hans Joachim Stockschläger 
Stellvertreter/in:  Alexander Schreiber, Helga Daub 
 

Fachausschusssitzungen in 2007:  4 
Projektgruppensitzungen:   6 
 

Der Landesfachausschuss hat sich bei seinen Sitzungen im Jahr 2007 mit folgenden Themen beschäftigt: 
 

Sicherheitspolitik: 
– Folgerungen aus dem Weißbuch der Bundeswehr 
– Die aktuelle Lage in Afghanistan und der Diskussionsstand der FDP-Bundestagsfraktion zum Thema 

Auslandseinsätze (Gast: Jörg van Essen MdB) 
Diese Themen wurden bei einer ganztägigen Sitzung in Hamm am 17.3.2007 beraten. 
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Die Projektgruppe „Bundeswehr“ unter der Leitung von Helga Daub traf sich mit dem Vorsitzenden des Bun-
deswehrverbandes, Herrn Oberst Gertz, im November 2007, um die Sicht der Aktiven zu den angesproche-
nen Themen zu erfahren. 
 

Europapolitik: 
Hierzu gab es im April 2007 eine zweitägige Sitzung in Brüssel mit interessanten Themen und Gesprächs-
partnern: 
– Aufgabe und Probleme der Vertretung des Landes NRW bei der EU (Hans Stein, Leiter der Landes-

vertretung) 
– Halbzeitbilanz der Deutschen Ratspräsidentschaft (Alexander Graf Lambsdorff MdEP) 
– Flüchtlingspolitik der EU (Alexander Alvaro MdEP) 
– Strukturpolitik der EU und die Rolle der Rechnungshöfe (Michel-E. Dufeil, Generaldirektion Regional-

politik der EU-Kommission) 
Das letzte Thema wurde und wird im LFA fortgeführt. Auf seiner 5. Sitzung am 9.10.2007 berichtete der EU-
Beauftragte im Referat der Präsidentin des Landesrechnungshofes (LRH), Thomas Schindler, über die Zu-
ständigkeit des LRH für die EU-Fördermittel. Dieses Thema ist sehr komplex, soll aber in 2008 für die Land-
tagsfraktion in einem Thesenpapier aufgearbeitet werden. Ziel ist es, Hinweise für einen effektiveren Einsatz 
der Strukturfördermittel der EU zu geben. 
 

Entwicklungspolitik: 
Der LFA hat sehr intensiv unter der Führung seiner Projektgruppe „Entwicklungspolitik“ unter der Leitung von 
Cordes Koch-Mehrin die neu begründete Landespartnerschaft zwischen NRW und Ghana begleitet. Es wur-
den Gespräche mit leitenden Mitarbeitern des zuständigen Ministeriums geführt und für Landesvorstand und 
Landtagsfraktion „Empfehlungen zur Entwicklungspolitik des Landes NRW“ erarbeitet.  
Die Beratung dieses Themenkomplexes erfolgte in enger Absprache mit der Landtagsfraktion – so mit Chris-
tian Lindner MdL in der Sitzung des LFA am 4.12.2007 – und soll zu einem „Landespolitischen Programm 
zur Entwicklungspolitik“ führen.  
 
LFA Kinder, Jugend, Familie und Integration 
 

Vorsitzende:  Gabi Molitor 
Stellvertreter/in: Kerstin Jensen, Dietmar Kieweg  
 

Fachausschusssitzungen in 2007: 5 
 

Der Landesfachausschuss Kinder, Jugend, Familie und Integration hat sich im Berichtszeitraum 2007 zu 
zwei Sitzungen sowie einer gemeinsamen Sitzung mit dem kommunalpolitischen Arbeitskreis getroffen. Im 
Herbst 2007 fand eine zweitägige Klausurtagung in der Theodor-Heuss-Akademie in Gummersbach statt.  
Schwerpunkte der Beratungen bildeten das Kinderbildungsgesetz und die Formulierung von Grundsätzen für 
eine liberale Integrationspolitik. 
Die 4. Sitzung am 26. April 2007 fand in Düsseldorf statt und wurde von der stellvertretenden Vorsitzenden 
Kerstin Jensen geleitet. Das Gremium führte ein Informationsgespräch mit dem Leiter des Landesjugendam-
tes Rheinland Michael Mertens. In einem weiteren Tagesordnungspunkt berichtete Theodor Junker-
Kempchen, Mitglied des Landesfachausschusses, über die Elternbriefe der Stiftung für kompetente Eltern-
schaft. 
Vor den Sommerferien kam der Landesfachausschuss am 20. Juni 2007 in Düsseldorf zu seiner 5. Sitzung 
zusammen. Der innerhalb des Landesfachausschuss gebildete Arbeitskreis Integration legte sein Diskussi-
onspapier mit dem Titel „Liberale Integrationspolitik: Zuwanderung als Bereicherung verstehen“ vor. Intensiv 
wurden die Thesen und Maßnahmenvorschläge diskutiert. Die aus der Diskussion hervorgegangenen Ände-
rungsvorschläge wurden in das Papier eingearbeitet. Eingehend beschäftigten sich die LFA-Mitglieder mit 
der Vorbereitung der für den Herbst geplanten Klausurtagung. Zwei Hauptthemenfelder sollten bearbeitet 
werden: 1. „Kindheit in NRW“ und 2. „Integration“. 
Eine gemeinsame Sitzung des LFA mit dem kommunalpolitischen Arbeitskreis am 15. August 2007 stand 
ganz im Zeichen der Debatte um das geplante Kinderbildungsgesetz (KiBiz) in NRW. Als Experten waren 
Ernst Giesen, Geschäftsführer NW Städte- und Gemeindebund, und Markus Leßmann, Beigeordneter Land-
kreistag NRW, eingeladen. Die Sitzung erbrachte aus dem Kreis der zahlreich anwesenden Verwaltungs-
praktiker wichtige Verbesserungsvorschläge für die Ausgestaltung des Gesetzes. Auch die Vorsitzende des 
Landesfachausschusses nahm die Gelegenheit wahr, Standpunkte des LFA darzulegen und das Gesetzes-
vorhaben kritisch und konstruktiv zu begleiten. 
Die Klausurtagung des Landesfachausschusses am 26./27. Oktober 2007 in Gummersbach widmete sich 
zwei großen Themenblöcken: 1. „Kindheit in NRW – Zur Zukunft des Elementarbereichs“ und 2. „Miteinander 
statt Nebeneinander. Integration – ein unerreichbares Ziel?“ 
Unter Leitung der LFA-Vorsitzenden Gabriele Molitor fand am Vorabend der Tagung ein Gespräch mit dem 
stv. Vorsitzenden der FDP-Landtagsfraktion Christian Lindner zu aktuellen parlamentarischen Fragen aus 
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dem Zuständigkeitsbereich des LFA Kinder-Jugend-Familie-Integration statt.  
Im ersten Themenblock referierte Bernd Gentges, Stv. Ministerpräsident der Deutschsprachigen Gemein-
schaft Ostbelgiens zum Thema „Haben Kinder in Belgien bessere Startchancen?“. In einem ausführlichen 
Vortrag stellte er das oft als Vorbild geltende System der belgischen Kinderbetreuung vor.  
Im zweiten Themenbereich, der sich mit der Integrationspolitik beschäftigte, stellte Dr. Ahmet Ünalan die Po-
sitionen des Rates der Türkeistämmigen Staatsbürger (RTS) vor. Er empfahl, dass die FDP Menschen mit 
Migrationshintergrund stärker in die politische Arbeit einbeziehen sollte. Anschließend präsentierte Seyitah-
med Tokmak das vom Türkisch-deutschen akademischen Bund in Köln neu gegründete Privatgymnasium 
Dialog. Beide Referenten gaben wichtige Impulse, wie sich eine liberale Integrationspolitik aufstellen könnte.  
Zur Vorbereitung eines Antrages zur Integrationspolitik für den Landesparteitag hat der Landesvorstand eine 
Arbeitsgruppe eingesetzt. Die Vorsitzende des Landesfachausschusses ist Mitglied dieser Arbeitsgruppe. 
 
LFA Kommunalpolitik in Kooperation mit VLK 
 

Vorsitzender:  Jochen Dürrmann 
Stellvertreterin: Dr. Annette Littmann 
 

Arbeitskreissitzungen in 2007:  4 
 

In 2007 wurden unter anderem folgende Themen behandelt: 
- Kommunal-Verfassungsgesetze NRW 
- Gemeindeordnung  
- Kommunalwahlgesetz 
- Kinderbildungsgesetz NRW KiBiz 
- Landespersonalvertretungsgesetz 
- Bürokratieabbaugesetz 
- Auswirkungen der Herabsetzung der Schwellenwerte für mittlere und große kreisangehörige Kommunen/ei- 
  gene Jugendämter? 
- Verordnung zur Durchführung eines Bürgerentscheides 
- Möglichkeiten verstärkter interkommunaler Zusammenarbeit 
- Überlegungen zum Kommunalwahltermin 2009 
- Änderung des § 107 GO „Wirtschaftliche Betätigung der Kommunen“ 
- Gemeindefinanzierungsgesetz 2008  
- Demografische Entwicklung – Auswirkungen auf die Kommunen  
- Novellierung des Sparkassengesetzes  
- Aufhebung der Schulbezirksgrenzen in den Kommunen 
- Kommunalfinanzen – Derivate: Chance oder Gefahr? 
Auch in 2007 hat der Arbeitskreis Kommunalpolitik, der im Auftrag des Landesvorstandes an Stelle eines 
Landesfachausschusses tätig ist, die Fraktionen in den Kommunen, Kreistagen, Bezirksvertretungen, den 
Landschaftsverbänden und im Regionalverband Ruhr durch Beratung, Informationen, Fachvorträge und Dis-
kussionen zu den wichtigen kommunalpolitischen Themen des Jahres 2007 unterstützt.  
Der Arbeitskreis, an dessen Sitzungen jeweils ca. 40 Kommunalpolitiker teilnehmen, erarbeitet durch Hilfe 
und Anregungen konkrete Vorschläge für die Politiker vor Ort. 
An den Arbeitskreissitzungen nahmen je nach Themenschwerpunkte die einzelnen Fachabgeordneten der 
Landtagsfraktion, der Fraktionsvorsitzende Dr. Gerhard Papke, der kommunalpolitische Sprecher der Frakti-
on, Horst Engel, Generalsekretär Christian Lindner, Innenminister Dr. Ingo Wolf und für die Bundestagsfrak-
tion die kommunalpolitische Sprecherin Gisela Piltz teil. Der Arbeitskreis wird weiterhin unterstützt durch Re-
ferentinnen und Referenten der Landtagsfraktion.  
Auch in 2007 wurden externe Referenten eingeladen, so der Geschäftsführer des Städte- und Gemeinde-
bundes und der zuständige Beigeordnete des Landkreistages NRW für Kinder und Jugend.  
Die Vorbereitung und Protokollierung der Sitzungen wurde in 2007 wie bisher durch den Geschäftsführer der 
VLK, Joachim Hoffmann, vorgenommen.  
 
LFA Kultur und Medien 
 

Vorsitzende:  Brigitte Capune-Kitka  
Stellvertreter/in: Thomas Nückel, Dr. Veronika Dübgen 
 

Fachausschusssitzungen in 2007: 6 
 

Während unserer Sitzungen haben wir uns in erster Linie mit Landesprogrammen auseinandergesetzt und 
dazu die Verantwortlichen aus der Staatskanzlei eingeladen. Wir diskutierten mit Ihnen die Landesprogram-
me Jeki und Kultur und Schule. Außerdem dienten diese Sitzungen dem Informationsaustausch einerseits 
aus dem Landtag, andererseits aber den Problemen der Kulturpolitiker vor Ort und deren Unterstützung. Im 
Mai besuchten wir das Übersetzerkolleg in Straelen und zeigten uns außerordentlich entsetzt über die feh-
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lende Professionalität und Ignoranz. In Dortmund bei SAT1 sowie in Köln tagte der Medienausschuss.  
Im Jahr 2008 werden wir zuerst in Bonn mit den Verantwortlichen von den Beethovenfesten und der Deut-
schen Welle diskutieren. Es ist außerdem eine Außensitzung in Krefeld mit dem Schwerpunktthema Museen 
und Stiftungen geplant. Im April werden wir ein Wochenend-Workshop durchführen mit dem Schwerpunkt 
Bericht der Bundesenquetekommission Kultur in Deutschland und dem anstehenden Wahlprogramm für die 
Kommunalwahl und Landtagwahl. Es stehen noch als Themen an in Essen Kulturhauptstadt 2010, Kreativ-
wirtschaft, Zukunft der Museen, Evaluation der Kulturbildungsprogramme. Wir planen möglichst viele Au-
ßensitzungen, um als Kultur- und Medienpartei auch öffentlich wahrgenommen zu werden. 
 
LFA Land-, Forstwirtschaft, Verbraucherschutz 
 

Vorsitzender: Felix Becker 
Stellvertreter/in:  Dr. Paul Breloh, Ute Hering 
 

Fachausschusssitzungen in 2007: 4 
Arbeitskreissitzungen:   2 
 

Im Zentrum der Arbeit standen agrar- und naturschutzpolitische Themen unter dem Aspekt der Regierunge-
beteiligung in NRW. Mit der Arbeit der Biologischen Stationen NRW befasst sich der Ausschuss anhand ei-
ner Vortragsveranstaltung mit der „Biostation Unna“. 
Es wurde ein Positionspapier zum „Natur- und Landschaftsschutz“ erarbeitet, das der Landesvorstand ein-
stimmig annahm. 
Themenschwerpunkte waren weiterhin Verbraucherschutz und Agrarenergie. 
Für das Geschäftsjahr 2008 sieht die Planung vor, sich im 2.und 3. Quartal schwerpunktmäßig weiterhin mit 
Verbraucherschutzpolitik, Agrarenergie sowie mit Eigentumspolitik zu befassen. 
 
LFA Religiöse Fragen 
 

Vorsitzender:  Lutz Berger (seit Dezember 2007) 
Stellvertreter/-in:  Elke Trappmann, Reiner Surmann (seit Dezember 2007) 
 

Fachausschusssitzungen in 2007: 3 
 

Es gab folgende Arbeitsschwerpunkte: 
- Ausarbeitung Papier zum Demographischer Wandel aus ethischer Sicht: Der LFA stellte fest, dass sich 
durch die gravierenden Veränderungen u.a. auch durch den demographischen Wandel auch die Gesell-
schaftlichen Strukturen verändern muss. Somit müssen die zahlreichen ehrenamtlichen Tätigkeiten, die heu-
te teilweise durch die kirchlichen Organisationen durchgeführt werden, in der Zukunft durch die Gesellschaft 
übernommen werden muss. Dies bedeutet insbesondere existentielle Veränderungen:  
1. Rahmenbedingungen für die gesellschaftliche Anerkennung für die Familienarbeit zu schaffen. Die Fami-
lie, als kleinste gemeinsame demokratische Zelle muss wieder in den Mittelpunkt staatlicher und gesell-
schaftlicher Aktivitäten gerückt werden. 
2. Gesellschaftliche Anerkennung von Erziehungsarbeit. Dies bedeutet, dass der Staat unterstützende Rah-
menbedingungen schafft, wo die Familie nicht mehr in der Lage ist zu handeln.  
    - Schaffung von Anreizen für betriebliche Kindergärten 
    - Schaffung von flexibleren Arbeitszeit-Modellen 
3. Solidarität und Subsidiarität 
Durch die demographische Entwicklung, der Wertewandel und auch globale Interessen und nicht zuletzt die 
postchristlichen, säkularen Entwicklungen bewirken einen erkennbaren Rückzug der Kirchen aus ihren sozi-
alen Wirkungsfeldern. Die Lücke kann nur dann geschlossen werden, wenn neue verbesserte Ziele und 
Rahmen-bedingungen umgesetzt werden. Dies geschieht durch eine neue Verbundenheit bzw. ein intensi-
veres Zusammenge--hörig-keitsgefühl (also ein reformiertes Ziel der Solidarität) und einem neuen Prinzip 
der Staatlichen Verantwortung (eine Ausrichtung der neuen Subsidiarität, also erst dann soll der Staat hel-
fend einschreiten, wenn der Einzelne, seine Familie und die Gesellschaft nicht mehr sich selber helfen kön-
nen).  
- Besuch von Herrn Dr. Matthias Schreiber, Kirchenreferent der Staatskanzlei des Lands Nordrhein-
Westfalen. In seinem Vortrag wird deutlich, dass die Schwerpunkte einer religiösen Kirchenarbeit sich auf 
der einen Seite auf die Intensivierung der christlichen Kirchen beziehen. Das Problem besteht darin, dass 
zwar viel über Christliche religiöse Themen in der Öffentlichkeit diskutiert wird, dennoch die Mitgliederzahlen 
rückgängig sind. Ferner verwies Dr. Schreiber auf die Schwierigkeiten einer interreligiösen Zusammenarbeit, 
da es ganz unterschiedlich ausgeprägte Strömungen, teilweise mit sehr starken, ausgeprägten fanatischem 
Ideologien, innerhalb der Religionen (Christentum, Judentum, Islam) vorhanden sind, die gegenüber einer 
Zusammenarbeit mit allen anderen Religions-Strömungen ganz unterschiedliche Ansichten vertreten. 
- Grundsätzlich ist sich der LFA für seine zukünftige Tätigkeiten dahingehend einig, dass der Dialog mit allen 
religiösen Institutionen und Strömungen in der Zukunft ausgebaut werden soll, insbesondere eine intensivere 
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Betrachtung der derzeitigen abendländischen Grundlage genauer untersucht werden muss.  
 
LFA Senioren in Kooperation mit LiS@ 
 

Vorsitzender: Günter Münzberger 
Stellvertreter/-in: Arno Brodowski, Marlis Walter 
 

Fachausschusssitzungen in 2007: 4 
 

Folgende Arbeitsschwerpunkte wurden definiert: 
o Demographische Entwicklung in den Städten und Gemeinden 

 Veränderung der Altersstruktur (demographische Entwicklung) 
 Veränderung durch Migranten/innen (demographische Entwicklung) 
 Alter und Behinderung 
 Wohnberatung 
 Pflegequalität in Altenheimen 

o Ältere Arbeitnehmer/innen 
• Beschäftigung älterer Arbeitnehmer/innen 
• Veränderung der Altersstruktur (demographische Entwicklung) 
• Einführung von Lernkonten 
• Lebenslanges Lernen 

o Aktive Seniorenarbeit fördern 
• Ehrenamtliches Engagement Älterer 
• Veränderung der Altersstruktur (demographische Entwicklung) 
• Veränderung durch Migranten/innen (demographische Entwicklung) 
• Bürgerfunk 
• Einrichtung von Seniorenvertretungen 

o Finanzielle Situation der Älteren 
• Armut im Alter 
• Veränderung der Altersstruktur (demographische Entwicklung) 
• Veränderung durch Migranten/innen (demographische Entwicklung) 
• Armut im Alter / Renten  
• Erstellung von Generationenbilanzen 

Anträge an den Landesvorstand:  
• Im Interesse und zum Wohle der Kinder bei Familienkonflikten handeln 
• „Einführung der Cochemer Praxis“ in Nordrhein-Westfalen 
• Die Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen ist zu ändern. 

o Die Möglichkeit zur aktiven politischen Interessenvertretung und Teilhabe älterer Men-
schen in Städten, Gemeinden, Kreisen sowie auf Landesebene. 

o Zu diesem Zweck sollen in allen Städten, Gemeinden, Kreisen und auf Landesebene Se-
niorenvertretungen möglichst direkt gewählt werden; die im Rat vertretenen Fraktionen 
entsenden Vertreter.  

o Das Wahlsystem sollte bevorzugt als Persönlichkeitswahl gestaltet werden.  
o Das aktive und passive Wahlrecht soll mit Vollendung des 55. Lebensjahrs beginnen. 
o Damit die seniorenpolitischen Interessen wahrgenommen werden können, sollen die Se-

niorenvertretungen im Rat und in allen Ausschüssen ein Rede- und Antragsrecht haben. 
 
LFA Soziales und Generationengerechtigkeit 
 

Vorsitzender: Susanne Simone Schaperdot 
Stellvertreterin: Ingeborg Breunsbach 
 

Fachausschusssitzungen in 2007: 6  
 

Antrag: Stufenweise Abschaffung des Solidaritätszuschlages 
Antrag: Ansiedlung der„sozialen Frühwarnsysteme“ in den Gesundheitskonferenzen und einen frühpräventi-
ven Ansatz zu wählen. 
Antrag: Stärkung der U-Untersuchungen (Vorsorgeuntersuchungen)  
Grundsätzliche Ziele der Pflegepolitik in NRW  
Trotz Hilfebedarf, eine möglichst selbstständige und selbst bestimmte Lebensführung ermöglichen. 
a) stärkere Einbeziehung neuer Wohn- und Pflegeformen 
b) Installierung und Weiterentwicklung der bestehenden Raumangebote 
Antrag: Info-Plattform (Modell-Projekt)  
c) stärke Einbeziehung der Betroffenen an den Planungen 
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d) Weiterbildung und Unterstützung pflegender Angehöriger 
Antrag: Ergänzend Unterstützung durch die Aufnahme in die Förderrichtlinien 
- Eine starke Verknüpfung der komplementären Dienste (hauswirtschaftliche Hilfe) mit den Mitteln der 

Arbeitsmarktförderung 
Antrag: Die Förderung von privatwirtschaftlichen Initiativen, die durch Ihre Konzepte die Vielfalt der Versor-
gungsleistungen verbessern sollen. Explizit sollen anerkannte Pflegedienste, die auch niedrigschwellige Hil-
fe- und Betreuungsangebote vorhalten, gefördert werden. 
e) Einbeziehung bürgerschaftlichen Engagements zur Ergänzung und Qualifizierung der bestehenden An-
gebote. Vor dem Hintergrund des sozialstrukturellen Wandels ist zu erwarten, dass immer mehr Menschen 
Hilfe und Pflege für ältere Menschen ausführen müssen. 
Antrag : Alzheimer Telefon 
 
LFA Sport und Freizeit 
 

Vorsitzender: Horst D. Becker 
Stellvertreter/-in: Harald Dudzus, Gisela Schulze Horn 
 

Fachausschusssitzungen in 2007: 3  
 

Im Jahr 2007 fanden drei Fachausschusssitzungen und zwar am 6.2.2007, am 18.4.2007 und am 
30.10.2007 statt. Die erfreuliche Teilnahme von durchschnittlich 25 Ausschussmitgliedern dokumentiert ins-
besondere das Engagement für den Sport. Zusätzlich wurden zwei Arbeitskreise zum „Schulsport unter Be-
achtung der gesetzlichen Vorgaben“ sowie zum Thema „Konsequenzen der demographischen Entwicklung 
für den Sport“ gebildet. 
In allen Sitzungen wurde der Ausschuss vom sportpolitischen Sprecher der Landtagsfraktion Christof Ra-
sche über die Beratungsergebnisse des Sportausschusses im Landtag ausführlich informiert. Erfreulich für 
die Ausschussmitglieder ist auch die regelmäßige Mitwirkung der Mitarbeiter aus der Landtagsfraktion. 
Schwerpunkthema wurde insbesondere die durch Prof. Dr. Harald Michels vorgestellte Auswirkungen der 
demographischen Entwicklung für den Sport. Hiermit hat sich besonders der gegründete Arbeitskreis unter 
der Leitung von Hans-Friedel Donschen intensiv befasst. Als erste Erkenntnis ist festzuhalten, dass sich die 
Sportvereine und -organisationen dieser Entwicklung anpassen müssen und dass die Politik den Sport dabei 
nachhaltig und aktiv unterstützen muss. Wie können die „Älteren“ gebunden, aktiviert werden, um einerseits 
selbst Sport (Prävention, Gesundheit, Fitness) zu betreiben und andererseits im Jugendbereich und in der 
Jugendförderung unterstützend tätig werden. Vorgeschlagen wird die Stärkung des Ehrenamtes in den Ver-
einen sowie Förderungen für Maßnahmen zur Besserstellung der Sportvereine. 
Der Ausschuss hat sich durch einen umfassenden Bericht vom Hauptgeschäftsführer des LandesSportBun-
des NRW, Herrn Walter Probst, über die Struktur- und Organisationsentwicklung sowie über die aktuelle fi-
nanzielle Förderung des Sports in NRW informiert. 
Zum Schulsport und die Einhaltung des Sportstundenanteils hat die Ministerin für Schule und Weiterbildung, 
Frau Barbara Sommer, ihre persönliche Teilnahme an der nächsten Landesfachausschusssitzung zugesagt. 
 
LFA Umweltschutz und Nachhaltigkeit 
 

Vorsitzender: Prof. Dr. Peter Oligmüller 
Stellvertreter/-in: Holger Ellerbrock, Ute Hering 
 

Fachausschusssitzungen in 2007: 2 
 

Der Landesfachausschuss befasste sich im Jahr 2007 mit 
- dem Klimaschutz,  
- der Abfallwirtschaft, 
- der Feinstaubproblematik, 
- der Chemiepolitik und 
- dem Querschnittthema „Bevölkerungsentwicklung und Umweltschutz“. 
Zur ersteren beiden Punkten wurden Grundsatzpapiere verabschiedet, die eine liberale Positionsbestim-
mung zu zwei der wichtigsten Themenfelder im Umweltschutz darstellen. Ebenfalls wurde das Querschnitts-
thema „Bevölkerungsentwicklung und Umweltschutz“ in einem Grundsatzpapier behandelt, das für eine zu-
kunftsgerichtete Strukturpolitik Bedeutung haben könnte. 
Der Tradition des Landesfachausschusses folgend wurde jeweils eine sachbezogene, den Realitäten Rech-
nung tragende Ausrichtung des Umweltschutzes für richtig erachtet, die in besonderer Weise die Effizienz 
des Handelns zur Erreichung auch ambitionierter Ziele in den Vordergrund rückt. Das ist gleichzeitig eine 
Absage an eine nur Ideologie basierte Umweltpolitik, die in der Vergangenheit vielfach nur zu Scheinlösun-
gen führte, an den Problemen der Menschen vorbeiging und zum Teil sogar kontraproduktiv wirkte. 
Derzeit ist die Feinstaubproblematik ein Beispiel dafür, dass mit undifferenzierten Lösungsansätzen eher die 
Verlagerung von Emissionen als deren Vermeidung bewirkt wird. Eine entsprechende Position des Landes-
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